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Das Bundeskartellamt hat am 2.11.2021 Leitlinien zur Vereinbarkeit des Genossenschaftswesens mit dem Kartellrecht veröf-

fentlicht. Die Leitlinien erläutern anhand von Praxisbeispielen den Hintergrund, Zweck und die Reichweite des Kartellverbots

und stellen die möglichen Spielräume für die genossenschaftliche Arbeit dar. Dabei wird Bezug genommen auf relevante

Entscheidungen des Bundeskartellamts und der Europäischen Kommission. Außerdem enthalten die Leitlinien auch Orientie-

rungshilfen bezüglich neuer digitaler Vertriebs- und Kooperationsformen. Andreas Mundt, Präsident des Bundeskartellamts,

nahm ausweislich der PM des BKartA vom 2.11.2021 wie folgt Stellung: „Genossenschaften ermöglichen es gerade kleineren

Unternehmen, ihre Stellung im Markt zu stärken. Sie spielen in vielen Bereichen des Wirtschaftslebens in Deutschland eine

wichtige Rolle und führen häufig auch zu einer Belebung des Wettbewerbs. Die besondere Organisationsform im genossen-

schaftlichen Verbund führt aber auch zu kartellrechtlichen Fragestellungen. Mit diesen Leitlinien wollen wir vor allem kleinen

und mittelgroßen Genossenschaften Hinweise an die Hand geben, um besser einschätzen zu können, wo die Grenze zwi-

schen zulässiger Kooperation einerseits und kartellrechtlich verbotenem Verhalten andererseits verläuft.“ Die Leitlinien zur

Vereinbarkeit des Genossenschaftswesens mit dem Kartellrecht sind abrufbar unter https://www.bundeskartellamt.de/Shared

Docs/Publikation/DE/Leitlinien/Genossenschaftsleitlinien.html (Abruf: 3.11.2021).

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Dieselskandal – Rücktritt vom Kauf-

vertrag – Fristsetzung zur Nacherfüllung

nicht ohne weiteres entbehrlich

a) Die Vertrauensgrundlage zwischen einem

Käufer und einem Verkäufer kann auch dann ge-

stört sein, wenn der Verkäufer sich bei Vertrags-

abschluss ordnungsgemäß verhalten hat, jedoch

der Hersteller des Fahrzeugs dieses mit einer

ihm bekannten und verschwiegenen unzulässi-

gen Abschalteinrichtung in den Verkehr ge-

bracht hat und der Verkäufer nun allein eine

Nachbesserung in Form eines von diesem Her-

steller entwickelten Software-Updates anbietet

(Fortführung von BGH, Urteil vom 9. Januar

2008 – VIII ZR 210/06, NJW 2008, 1371 Rn. 19;

Beschluss vom 8. Dezember 2006 – V ZR 249/05,

NJW 2007, 835 Rn. 13 mwN). Ob dies der Fall ist,

hängt von den konkreten Umständen des Ein-

zelfalls ab, die der Tatrichter nicht schematisch,

sondern in sorgfältiger Abwägung zu würdigen

hat. Dabei ist insbesondere zu prüfen, ob die Ge-

fahr weiterer Täuschungsversuche des Herstel-

lers besteht.

b) Eine Unzumutbarkeit der Nachbesserung

kann sich auch daraus ergeben, dass ein allein

als Nachbesserungsmaßnahme im Raum ste-

hendes Software-Update zwar die vorhandene

unzulässige Abschalteinrichtung beseitigen,

aber nachweislich zu anderen Mängeln führen

würde.

c) Für die Entbehrlichkeit der Fristsetzung ist der

Käufer darlegungs- und beweisbelastet (im An-

schluss an Senatsurteil vom 11. Februar 2009 –

VIII ZR 274/07, NJW 2009, 1341 Rn. 15 mwN).

Eine Fristsetzung ist nach § 326 Abs. 5 BGB nur

dann entbehrlich, wenn beide Arten der Nacher-

füllung unmöglich sind (im Anschluss an Senats-

urteile vom 21. Juli 2021 – VIII ZR 254/20, juris

Rn. 82, zur Veröffentlichung in BGHZ bestimmt;

vom 11. Dezember 2019 – VIII ZR 361/18, BGHZ

224, 195 Rn. 39; vom 7. Juni 2006 – VIII ZR 209/

05, BGHZ 168, 64 Rn. 17; vom 10. Oktober 2007

– VIII ZR 330/06, NJW 2008, 53 Rn. 23).

Zur Schätzung der Gesamtlaufleistung eines

Neufahrzeugs im Rahmen der Ermittlung der ge-

zogenen und im Falle des Rücktritts zu erstat-

tenden Nutzungen.

BGH, Urteil vom 29.9.2021 – VIII ZR 111/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-2625-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Dieselskandal – Feststellungsinteresse

bei einer Klage auf Feststellung der Scha-

densersatzpflicht

a) Zum Feststellungsinteresse bei einer Klage

auf Feststellung der Schadensersatzpflicht in ei-

nem sogenannten Dieselfall.

b) Auf mögliche künftige Belastungen mit Auf-

wendungen, die nur im Rahmen des großen

Schadensersatzes ersatzfähig wären, kann der

Kläger sein Feststellungsinteresse nicht stützen,

wenn er sich nicht für die Geltendmachung des

großen Schadensersatzes entschieden hat, ob-

wohl ihm diese Entscheidung möglich und zu-

mutbar ist.

BGH, Urteil vom 5.10.2021 – VI ZR 136/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-2625-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Insolvenzverwaltervergütung – Be-

messung von Zu- und Abschlägen

Die Bemessung von Zu- und Abschlägen ist von

dem Tatrichter so vorzunehmen, dass dem vor-

läufigen Insolvenzverwalter eine angemessene

Vergütung gewährt wird. Eine Vergleichsrech-

nung anhand der Anzahl der aufgewendeten

Stunden des Verwalters und seiner Mitarbeiter

hat nicht stattzufinden (Fortführung BGH, Be-

schluss vom 1. März 2007 IX ZB 278/05).

BGH, Beschluss vom 7.10.2021 – IX ZB 4/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-2625-3

unterwww.betriebs-berater.de

OLG Frankfurt a. M. Abhandengekommene

EC-Karte – keine Irreführung seitens der

Bank durch Berufen auf Anscheinsbeweis

1. Ein Zahlungsdienstleister verstößt nicht ge-

gen § 675w S. 4 BGB, wenn er die Vorausset-

zungen für die Anwendbarkeit des Anscheinsbe-

weises erbringt, indem er darlegt, dass die Si-

cherheitsmerkmale von Zahlungskarten prak-

tisch unüberwindbar sind.

2. Eine irreführende geschäftliche Handlung im

Sinne von § 5 Abs. 1 S. 2 UWG liegt nicht vor,

wenn sich eine Bank zur Abwehr von Ansprü-

chen eines Kunden (hier: Erstattung von Beträ-

gen, die mit einer angeblich entwendeten EC-

Karte abgehoben wurden) auf die Regeln des

Anscheinsbeweises beruft.

OLG Frankfurt a. M., Urteil vom 30.9.2021 –

6 U 68/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-2625-4

unterwww.betriebs-berater.de

LG München I: Kein Schadensersatzan-

spruch der einzelnen Aktionäre wegen ei-

ner Wertminderung ihrer Aktien durch ein

die Gesellschaft schädigendes Ereignis

Die 5. Kammer für Handelssachen des LG

München I hat mit Urteil vom 21.10.2021 – 5

HK O 1687/19 – entschieden, dass einzelne

Aktionäre wegen einer Wertminderung ihrer

Aktien durch ein die Gesellschaft schädigendes

Ereignis nicht die Zahlung von Schadensersatz

an sich selbst verlangen können. Dies verstoße

u. a. gegen den Grundsatz der Gleichbehand-

lung aller Aktionäre. Ein Ausgleich des mittel-

baren Schadens könne nur dadurch erfolgen,

dass der Aktionär die Leistung an die Gesell-

schaft verlange. Dem Aktionär selbst entstehe

kein Schaden im Rechtssinne. Der Grundsatz

der Kapitalerhaltung, die Zweckbindung des

Gesellschaftsvermögens sowie das Gebot der

Gleichbehandlung aller Aktionäre schließe ei-

nen Anspruch des Gesellschafters auf Leistung
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